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Nr. 01 07.04.2016 |Im Rahmen der Zustindigkeit fiir die Raumordnung #dufert sich die GL erneut zu der
Gemeinsame Landespla- Planung.
nungsabteilung Ziele der Raumordnung stehen der 5. Anderung des Bebauungsplanes (Entwurf
Referat GL 6 12/2015) nicht entgegen. Die fiir die Planung maBigeblichen Grundsitze der Raumord-
Miillroser Chaussee 54 nung sind angemessen beriicksichtigt worden. Zur Begriindung verweisen wir auf
15236 Frankfurt (Oder) unsere Mitteilung vom 22.01.2016.
Diese Zustimmung gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung ge-
fithrt haben, nicht wesentlich geéndert wurden.
Hinweis/Empfehlung: In der Begriindung zum Bebauungsplan sollten in Ziff. 4 1.
Planerische und fachgesetzliche Vorgaben fiir das Plangebiet /Gemeinsame Landesp-
lanungsabteilung Berlin-Brandenburg (GL) die fiir die Planung mageblichen Ziele
und Grundsitze der Raumordnung aus unserer Mitteilung vom 22.01.2016 wie-
dergegeben werden.
Mitteilung | Im Rahmen der Zustindigkeit fiir die Raumordnung (Artikel 12 Landesplanungsver- Kein Abwigungser-
vom trag) werden die die Ziele und Grundsétze der Raumordnung fiir die beabsichtigte fordernis!
22.01.2016 | Anderung des Bebauungsplanes mitgeteilt.

1. Planungsabsicht

Festsetzung von allgemeinem Wohngebiet anstelle von Mischgebiet und Gewerbege-
biet auf einer ca. 1,2 ha groBen Teilfliche des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes;
die ehemals vorhandene gewerblich Nutzung ist aufgegeben worden

2. Beurteilung der Planungsabsicht

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht Landesentwicklungspro-
gramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. 1 S. 235)

Verordnung iiber den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B B) vom
27.05.2015 (GVBLI. 11-

2015, Nr. 24), in Kraft getreten mit Wirkung vom 15.05.2009

Ziele und Grundsitze der Raumordnung bezogen auf die Planungsabsicht

Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 2 LEP B-B (Lage des Plangebietes im Gestaltungsraum Siedlung
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gemil Festlegungskarte 1; die Entwicklung von Siedlungsflachen ist hier moglich)
Grundsitze § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 sowie 4.1 LEP B-B (vorrangige Nutzung
von Innenentwicklungspotenzialen unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur;
Vorrang von Innen- vor Auflenentwicklung; Reaktivierung von Siedlungsbrachfldchen;
Entwicklung verkehrsvermeidender Siedlungsstrukturen durch Funktionsbiindelung
und Nutzungsmischung)
Beurteilung
Ziele der Raumordnung stehen der beabsichtigten Plandnderung nicht entgegen.
GemiB Festlegungskarte 1 des LEP B-B liegt der Anderungsbereich innerhalb des
Gestaltungsraumes Siedlung. Nach Ziel 4.5 Abs. 1 Ziff. 2 LEP B-B ist die Entwick-
lung von (Wohn-)Siedlungsfliachen hier grundsitzlich
moglich.
Mit der Wiedernutzbarmachung von Flichen innerhalb des vorhandenen Siedlungs-
gebietes werden auflerdem die Grundsitze der Raumordnung zum Vorrang der Innen-
entwicklung aus § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 sowie
4.1 LEP B-B angemessen beriicksichtigt.
Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung Kein prﬁgungser-
gefiihrt haben, nicht wesentlich geéndert wurden. fordernis!

Nr. 02 24.03.2016 | Eingangsbestitigung am 21.03.2016

Landkreis Mirkisch-Oderland

Bauordnungsamt 26.04.2016 | Bauordnungsamt / Bauplanungsrecht

Klosterstrafle 14
15344 Strausberg

C. Einwendungen (E) mit rechtlicher Verbindlichkeit auf Grund fachgesetzlicher Re-
gelungen jeweils mit Begriindung (Bgr), Rechtsgrundlagen (Rgl) und Méglichkeiten
der Uberwindung (U) sowie beabsichtigte eigene Planungen (P), die den o.g. Plan
beriihren kénnen und Anregungen (A) der Amter des Landkreises:
Bauordnungsamt/Bauplanungsrecht

(E 1 +Bgr)

In der textlichen Festsetzung TF 2 wird auf einen Bereich fiir seniorengerechtes Woh-
nen verwiesen. Diese Fliche ist in der Planzeichnung jedoch nicht gesondert abge-
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grenzt bzw. erkennbar. Was ist unter dem Begriff seniorengerechtes Wohnen zu ver-
stehen?
Es besteht die Moglichkeit, fiir bestimmte Personengruppen Festsetzungen in einem B-
Plan zu treffen. Diese miissen jedoch eindeutig und im Baugenehmigungsverfahren
auch priifbar sein
(Rgl)
§ 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB
U)
Eindeutige und priifbare Festsetzung in der Planzeichnung und im Text Eindeutige Kenn- Beriicksichtigen
Empfehlung: Arbeitshilfe Bebauungsplanung Pkt. B 8 zeichnung des Planbe-
(E2) reiches
Folgende Festsetzungen sind nicht eindeutig oder fehlerhaft und miissen konkretisiert
bzw. korrigiert werden
1. TF 2 Die hier festgesetzten Werte fiir GRZ und GFZ sind falsch und entsprechen Korrektur gem. Plan- | Beriicksichtigen
auch nicht der Darstellung in der Planzeichnung und der Begriindung zeichnung
2. Die Festsetzung TF 4.2 ist unklar. Soll mit dieser Festsetzung die Errichtung von Uberpriifung und Berticksichtigen
Carports gefordert werden, dann wire dies so festzusetzten. Einen freien Stellplatz zu | Klarstellung
beranken ist nicht moglich. Diesbeziiglich ist auch der letzte Abschnitt unter der Uber-
schrift Regenwasserversickerung zu iiberpriifen
3. Die Festsetzung TF 4.3 kann entfallen. Diese Festsetzung entspricht der gesetzli- Streichen der TF 4.3 Beriicksichtigen
chen Forderung § 7 Abs. 1 Nr. 2 BbgBO.
4. Der letzte Satz der TF 4 kann ebenfalls in der Formulierung entfallen. Sind Aus- Streichen der TF 4 Beriicksichtigen
nahmen moglich, sollen diese eindeutig formuliert werden. Dann gilt § 31 Abs. 1
BauGB. Ein Antrag auf Befreiung ist immer moglich, es sei denn, eine Befreiung ist
grundsitzlich nicht zulédssig. Dann ist auch dies eindeutig festzusetzen. Es gilt § 31
Abs. 2 BauGB.
5. Die griinordnerischen Festsetzungen unter TF 5 sind zu gliedern und zu nummerie- | Gliederung und Num- | Beriicksichtigen

ren. Fiir die einzelnen Festsetzungen ist der bodenrechtliche Bezug herzustellen. Die
einzelnen Festsetzungen miissen eindeutig sein.

merierung der griin-
ordnerischen Festset-
zungen und Herstel-
lung des bodenrechtli-
chen Bezuges
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6. Die Festsetzung zu Flichen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern u.s.w. (TF 5
unter der Uberschrift Pflanzfldchen und Pflanzbindungen)kann entfallen, da solche
Flachen in der Planzeichnung nicht dargestellt sind.

7. Die Festsetzung zu den Stellplitzen(TF 5 unter der Uberschrift Stellplitze), dass je
angefangene 5 Stellplitze ein Baum im Stellplatzbereich zu pflanzen ist nicht reali-
sierbar. (diese Festsetzung bezieht sich offensichtlich auf groflere Stellplatzanlagen)
In der Regel sind 1 oder 2 Stellplitze fiir Wohnhéuser erforderlich. Besser wire hier,
grundsitzlich die Pflanzung eines Laubbaumes oder zwei Obstbaumen auf dem
Grundstiick festzusetzen (oder in Bezug auf die Grundstiicksgrofle oder der versiegel-
ten Fliche)

8. Welche DIN gilt fiir Landschaftsrasen? Die entsprechende DIN ist in der textlichen
Festsetzung konkret zu benennen.

9. In der Planzeichnung ist eine 6ffentliche Griinfldche dargestellt. Fiir diese gibt es
keine textliche Festsetzung. Was soll also mit dieser Flidche passieren und wer ist fiir
die Umsetzung verantwortlich? Gegebenenfalls ist die Begriinung dieser Fldchen mit
stadtebaulichem Vertrag zu sichern

(Bgr)

Die Festsetzungen im B-Plan / Planzeichnung und textliche Festsetzungen miissen
eindeutig und deren Einhaltung muss priifbar sein. Widerspriiche sind zu vermeiden.
Besteht zusitzlicher Erkldarungsbedarf ist dies in der Begriindung zu erldutern.

U

Uberarbeitung/Korrektur und Konkretisierung der genannten Festsetzungen.

Es gilt der Grundsatz der Planklarheit und Planbestimmtheit

(E3 +Bgr)

Die Festsetzungen zur Regenwasserversickerung bzw.-ableitung sind unklar formuliert
und nicht eindeutig. Die Festsetzungen haben so zu erfolgen, dass im Baugenehmi-
gungsverfahren die Einhaltung dieser Festsetzungen priifbar ist.

Es ist also durch den Antragsteller ein rechnerischer Nachweis zu fiihren, ob das Nie-
derschlagswasser vollstindig auf dem eigenen Grundstiick versickert (mit Mulden-
Rigolensystem) oder teilweise iiber das offentlich Regenentwisserungssystem erfolgen
soll. Der Antrag an die Kommune ist bei Bedarf im Baugenehmigungsverfahren zu
stellen und eine Genehmigung fiir diesen Anschluss ist dann Voraussetzung fiir die
Durchfiihrung des Bauvorhabens.

Streichen des Punktes

Klarstellung je ange-
fangene 100 m? ver-
siegelte Fldche

1 Laubbaum

Klarstellung

Klarstellung

Klarstellung

Beriicksichtigen

Bertiicksichtigen

Bertiicksichtigen

Bertiicksichtigen

Beriicksichtigen
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(Rgl)

§ 3 Abs. 1 BbgBO

()

Uberarbeitung der Festsetzung

(E 4)

Die Larmimmissionsprognose ist dahingehend zu erginzen, dass die Annahme der
Entstehung eines reinen Wohngebietes in Angrenzung an ein eingeschrinktes Gewer-
begebiet zu betrachten und zu bewerten ist.

(Bgr)

Im Ergebnis der Immissionsprognose wird festgestellt, dass keine Immissionskonflikte
auftreten werden, eine Ausnahme besteht hier fiir das FS 1216. Hier sind die entspre-
chenden Schlussfolgerungen zu ziehen.

In der Stellungnahme zur Planungsanzeige wurde bereits darauf hingewiesen, dass
zwar ein WA festgesetzt wird, jedoch mit der Entwicklung eines WR zu rechnen ist
Deshalb erscheint es richtig, die Immissionsprognose in diese Richtung zu erweitern.
(Rgl)

§ 1 Abs.6 Nr 1 BauGB- Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse
U)

Erweiterung der Betrachtung der Immissionsschutzproblematik

Hinweise

1. Die Festlegung einer Geldndehohe ist zu bedenken und entsprechend zu beriicksich-
tigen. Bei den bereits durchgefiihrten Baugenehmigungsverfahren wurde aus bauord-
nungsrechtlichen Griinden eine Geldndehohe von 55,28 iiINN festgelegt. Es ist zu prii-
fen, ob diese Festlegung Auswirkungen auf weitere Vorhaben im Geltungsbereich der
5. Anderung haben wird und sich daraus eine entsprechende Festsetzung ergibt. In der
Stellungnahme zur Planungsanzeige wurde bereits darauf hingewiesen.

2. Es ist auf der Planzeichnung zu vermerken, ob die Festsetzungen fiir den Ande-
rungsbereich vollstidndig in diesem Planwerk enthalten sind oder ob auch noch Fest-
setzungen aus dem urspriinglichen Plan anzuwenden sind. Es wird empfohlen, die
Festsetzungen fiir den Anderungsbereich der 5. Anderung vollstindig in dieses Plan-
werk zu tibernehmen und entsprechend darauf hinzuweisen.

Empfehlung: Im Geltungsbereich der 5. Anderung des B-Planes ersetzen die hier ge-
troffenen Festsetzungen die Festsetzungen des am 25.02.1997 in Kraft getretenen B-
Planes ,,Obere Bergstralle vollstindig.

Ergénzung der Larm-
prognose

Priifung und ggf. Fest-
setzung

Priifung und ggf. voll-
stindige Ubernahme

Beriicksichtigen

Bertiicksichtigen

Bertiicksichtigen
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24.03.2016

01.04.2016

21.04.2016

Auf Grund des umfangreichen Korrektur- und Uberarbeitungsbedarfs ist eine
erneute Behordenbeteiligung erforderlich.

Wirtschaftsamt

Raumliche Kreisentwicklung:

Fiir die Gemeinde Hoppegarten ist nach Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg
(LEP B-B) keine zentralortliche Funktion festgelegt worden.

Das Plangebiet befindet sich nach Festlegungskarte 1 LEP B-B im Gestaltungsraum
Siedlung. Somit ist die Entwicklung von Siedlungsfldchen grundsitzlich moglich.
Nach Priifung der vorliegenden Unterlagen kann davon ausgegangen werden, dass eine
Vereinbarkeit der beabsichtigten Planung mit den relevanten Raumkriterien gegeben
ist. Die weitere Beurteilung obliegt der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Ber-
lin-Brandenburg.

Der Umwandlung des Mischgebietes/ eingeschrinkten Gewerbegebietes zum allge-
meinen Wohngebiet mit weiterhin moglicher, eingeschrinkter gewerblicher Nutzung
kann aus Sicht der Kreisentwicklung nur bedingt zugestimmt werden. Seit Jahren wird
um die Ansiedlung in den planungsrechtlich gesicherten Gewerbefldachen im berlinna-
hen Raum gerungen. Die Nachfragen von potentiellen Investoren hat in der Vergan-
genheit deutlich belegt, welche Standortanforderungen vorrangig sind. Dazu zéhlt die
gute verkehrliche Infrastruktur, die direkte Anbindung iiber Bundes/ Landesstral3e,
bzw. Direktanschluss iiber die Autobahn zur Bundeshauptstadt Berlin und eine lukra-
tive soziale Infrastruktur. Den Ansiedlungsbegehren sollte gerade in Hoppegarten, mit
seiner mit Abstand am stérksten pridestinierten Lage im Landkreis fiir Entwicklungs-
begehren, in zukiinftigen Planungen langfristig Rechnung getragen werden, um die
Wirtschaftsentwicklung unseres Landkreises insgesamt zu stimulieren und die Situati-
on auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern.

StraBlenverkehrsamt
Seitens des SVA bestehen keine Bedenken. Die ErschlieBung fiir den Bau sowie der
spéteren Unterhaltung sind mit dem zustindigen Stralenbaulasttriager abzustimmen.

Untere Denkmalschutzbehorde / Bodendenkmalpflege

Keine AuBerung

Uberarbeitung und 2.
Entwurf auslegen

Kein Abwigungser-
fordernis!

Kein Abwigungser-
fordernis!

Kein Abwigungser-
fordernis!

Bertiicksichtigen
(teilweise)
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29.04.2016 | Untere Denkmalschutzbehorde / Baudenkmalpflege
Kein Abwigungser-

Keine Einwénde fordernis!

08.04.2016 | Untere Naturschutzbehorde
3. Einwendungen ( E ) mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. i. der Fachbehorde in der Ab-
wigung nicht iiberwunden werden konnen, mit Begriindung ( B ) und Rechts-
grundlage( R )und MaBnahmen der Uberwindung (Mﬂ) Kein Abwigungser-
Keine Einwinde. fordernis!
Anmerkung zum Artenschutz:
Vor Abriss der auf dem Gebiet vorhandenen Gebiude ist tiber eine fachkompetente Abbruch ist bereits
Person mit Kenntnissen im Artenschutz eine artenschutzfachliche Priifung auf Nist-, abgeschlossen
Brut- und Lebensstitten vorzunehmen.
Des Weiteren ist bei vorgesehener Beseitigung von Geholzen und Strduchern die ar- Es erfolgt keine Besei-
tenschutzfachliche Priifung vor Beseitigung vorzunehmen. tigung von Geholzen
Begr.: und Striuchern.
Die artenschutzfachlichen Untersuchungen fiir das Gebiet sind im Mérz 2015 vorge-
nommen worden.
Es besteht die Moglichkeit der Ansiedlung der Avifauna in dem nicht untersuchten
Zeitraum bis zur Bauausfiihrung.
Ich verweise auf die Verbotstatbestiande der § 39 (1) Nr. 3 BNatSchG und § 44 (1) Nr.
3 BNatSchG.
4. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zustindigkeit zu dem o.g. Plan,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und Rechtsgrundlagen: | Kein Abwéigungser-
Keine. fordernis!

19.04.2016 | Untere Abfall- und Bodenschutzbehorde

[X] Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. 4. der Fachbehorde in der
Abwigung nicht tiberwunden werden konnen:

1. Einwendungen: Keine

2. Rechtsgrundlage:

Kein Abwigungser-
fordernis!
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3. Moglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahme oder Befreiung):

i Beabsichtigte eigene Planungen und Maflnahmen, die den o. g. Plan beriihren
konnen, mit Angabe des Sachstandes und des Zeitrahmens:

[X] Hinweise und Anmerkungen, Forderungen, Bedenken aus der eigenen Zustindig-
keit zu dem o.g. Plan:

Seitens der uAWB/uB bestehen gegen das avisierte Planungsvorhaben,
planungsrechtliche Zuléssigkeit einer allg. Wohnnutzung, keine abfall- und
bodenschutzrechtlichen Einwénde.

Nach dem Datenbestand des bei der uAWB/uB gefiihrten Altlastenkatasters befindet
sich innerhalb des in den Antragsunterlagen dargestellten Plangebietes keine registrier-
te Altlast- bzw. Altlastverdachtsfliche i.s. des BBodSchG. Auf Grund der gewerbli-
chen Vornutzung konnen Altlastverdachtsflachen i. S. des BBodSchG jedoch nicht
ausgeschlossen werden.

Auf dem Gelédnde sind gebundene und ungebundene sehr unterschiedliche
Abfallfraktionen, einschlieBlich gefahrlichen Abfalls, zu erwarten.

GemiB §§ 4, 31 (1) BbgAbfBodG und § 47 KrWG sind gegenwirtige Abfallablage-
rungen und Aufschiittungen sowie festgestellte Kontaminationen an der Bausubstanz
und organoleptische Auffilligkeiten der uAWB/uB anzuzeigen. Alle relevanten Abfil-
le sind in einem Entsorgungskonzept, einer abfallrechtlichen Betrachtung oder unter
Verwendung des ?Erhebungsbogen zu Abfillen? getrennt nach Abfallschliisselnum-
mer, gemif} Abfallverzeichnis-Verordnung, zu dokumentieren. Der Erhebungsbogen
ist auch iiber die Internetseite des Landkreises Markisch-Oderland elektronisch abruf-
bar (www.maerkischoderland.

de > Formulare > Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt: untere

Abfallwirtschafts- und untere Bodenschutzbehorde).

Die erforderlichen Angaben sind im Ergebnis der Verfahrensfortfithrung, spétestens
jedoch bis zum 30.11.2016, der uAWB/uB unaufgefordert mitzuteilen.

Den zusténdigen Uberwachungsbehérden, uAWB/uB und/oder LfU, ist dazu eine
komplexe abfallrechtliche Bewertung einschlieflich konkreter Entsorgungs- und
Verwertungswege bzw. -anlagen einzureichen.

Erzeuger von Abfillen i.s. des § 3 (8) KrWG sind zur ordnungsgeméfBen Entsorgung
ihrer Abfille verpflichtet. Dritte konnen It. § 22 KrWG mit der Erfiillung dieser
Pflichten beauftragt werden. Die Entsorgung der Abfille sowie deren Dokumentation
richtet sich nach der Einstufung gemifl Abfallverzeichnis-Verordnung (AW).

Es bestehen Nachweis- und Registerpflichten. Grundsitzlich sind auch bei der

Kein Abwigungser-
fordernis!
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Nachweisfithrung nicht geféhrliche und gefihrliche Abfille zu unterscheiden.
Gefihrliche Abfille sind in der AW mit * gekennzeichnet.

Die ordnungsgemiBe Verwertung und Beseitigung von gefihrlichen Bau- und
Abbruchabfillen unterliegt der Nachweispflicht gegeniiber der zustindigen
Uberwachungsbehorde LfU (§§ 48 bis 52 KrWG i.V.m. der AW).

Gefihrliche Abfille sind gemdB § 4 der SabfEV des Landes Brandenburg der
Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/Berlin (SBB) mbH, Berliner Strafle 27 a, 14469
Potsdam anzudienen. Von dieser Gesellschaft werden die gefihrlichen Abfille dafiir
zugelassenen Entsorgungsanlagen zugewiesen.

Die Verwertung und ggf. der Verbleib von nicht gefdhrlichen Abfillen ist unter Beach-
tung der Anforderungen an die Verwertung gemif § 3 (23) und § 7 (3) KrWG der
uAWB/uB nachzuweisen.

Kontrollprobenahmen fiir miner. Abfille sind nach der LAGA M 20i.V.m. M 32
durchzufiihren. Die Analyseergebnisse sind der uAWB/uB auf Verlangen vorzulegen.
Das Auf- und Einbringen von Bodenmaterialien zur Herstellung einer
durchwurzelbaren Bodenschicht richtet sich nach § 12 der Bundesbodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV)). Der aufgebrachte Boden muss die Vorsorgewerte
nach Anhang 2 BBodSchV einhalten. Entsprechend der Vollzugshilfe zu § 12
BBodSchV sind die Regelmichtigkeiten zu beachten (s. Tab. II-1).

Es besteht das Erfordernis der Beteiligung der uAWB/uB an folgenden baurechtlichen
Genehmigungs-, Abbruch- und Anzeigeverfahren.

Rechtsgrundlagen :

Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertriglichen
Bewirtschaftung von Abfillen - Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), vom 24.02.2012,
BGBI. IS.212

Gesetz zum Schutz vor schiddlichen Bodenveridnderungen und zur Sanierung von
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG), vom 17. Mirz 1998 (BGBI. I S.
502), gedndert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. September 2001 (BGBI. I S.
2331).

Verordnung iiber das Europdische Abfallverzeichnis

(Abfallverzeichnis-Verordnung - AW) (1) Vom 10. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3379)
(2) in der giiltigen Fassung

Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG)

vom 06.06.1997 (GVBI. I S. 40) in der giiltigen Fassung

Verordnung iiber die Organisation der Sonderabfallentsorgung im Land Brandenburg

Kein Abwigungser-
fordernis!
Beachtung bei der
Umsetzung!
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und Hinweise zur
Abwigung)

Beschlussvorschlag

19.04.2016

(Sonderabfallentsorgungsverordnung-SabfEV vom 8. Januar 2010)

am 11. Januar 2010 neu bekannt gemacht (GVBL. II S. 1)

LAGA Merkblatt 32: PN 98 - Richtlinie fiir das Vorgehen bei physikalischen,
chemischenund biologischen Untersuchungen im Zusammenhang mit der Verwertung /
Beseitigung von Abfillen, in der derzeitigen Fassung

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)

vom 12. Juli 1999 (BGBI. I S. 1554) in der giiltigen Fassung

LfU: Landesamt fiir Umwelt

Untere Wasserbehorde

I. Einwendungen (E) mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. 4. der Fachbehorde in der Abwigung
nicht iiberwunden werden konnen, mit Begriindung (Bgr) und Rechtsgrundlage (Rgr)
sowie Moglichkeit der Uberwindung (U)

Keine
II. Beabsichtigte eigene Planungen, die den o. g. Plan beriihren kénnten
Keine

III. Bedenken (B) und Anregungen (A) aus der eigenen Zusténdigkeit zu dem o. g.
Plan mit Begriindung (Bgr) und Rechtsgrundlage (Rgr)

III.1. (B): Sowohl die gesammelte Ableitung von Niederschlagswasser befestigter
Flachen iiber Versickerungsanlagen in das Grundwasser als auch die Einleitung in ein
oberirdisches Gewisser bediirfen geméB § 8 und § 9 Abs.1 Nr. 4 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHGQG) einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Eine Erlaubnis wurde 1999
fiir die Beseitigung von Niederschlagswasser innerhalb des Geltungsbereiches des 8-
Planes ,,Obere Bergstrale" erteilt. Es ist zu priifen, ob diese Erlaubnis noch Rechts-
kraft besitzt.

Kein Abwigungser-
fordernis!

Priifung
Kein Abwigungser-
fordernis!
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Nr. 03 29.04.2016 | 0. Sachverhalt
Landesbetrieb Straenwesen Das Plangebiet befindet sich aus Sicht der StraBenbauverwaltung ostlich der Landes-
Brandenburg straBe (L) 339, Abschnitt 055. Planungsabsicht ist eine Teilflichen-Anderung von
Niederlassung Ost derzeit Mischgebiet und eingeschrinktem Gewerbegebiet in Flidchen fiir Wohnbebau-
Hauptsitz Frankfurt (Oder) ung und zur Errichtung einer Seniorenwohnanlage.
Miillroser Chaussee 51
15236 Frankfurt (Oder) Aus Sicht der Stralenbauverwaltung wird wie folgt Stellung genommen:
1. Das Plangebiet tangiert keine der Bundes- oder Landesstraflen, fiir die der Landes-
betrieb StraBenwesen die Straenbaulast verwaltet.
2. Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes erfolgt iiber das Straennetz der
Gemeinde (Karl-Weiss-Straf3e).
3. Im Plangebiet befinden sich keine Planungsvorhaben der StraBenbauverwaltung.
4. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass seitens der Stralenbauverwaltung keine
Larmschutzmalnahmen fiir die vorgesehene Bebauung iibernommen werden. Diese
gehen zu Lasten des Investors bzw. der Gemeinde.
Gegen die 5. Anderung des Bebauungsplans ,,Obere BergstraBe* bestehen seitens der | Kein Abwigungser-
Stralenbauverwaltung keine Einwinde. fordernis!
Nr. 04 23.03.2016 | Von Seiten des Unternehmens gibt es, vorbehaltlich weiterer Abstimmungen zur Si-
E.DIS AG cherung unseres vorhandenen Anlagenbestandes, grundsitzlich keine Einwinde gegen
Regionalbereich Ost Bran- die geplanten Baumafinahmen. Eine eigenveranlasste Mitverlegung von Versorgungs- | Kein Abwigungser-
denburg anlagen im Zusammenhang mit diesem Bauvorhaben wird zum jetzigen Zeitpunkt fordernis!

Betrieb Verteilnetze
Uckermark-Barnim
Zum Erlenbruch
15366 Neuenhagen

ausgeschlossen. Anlage: aktuelle Bestandsplidne mit den eingetragenen Versorgungs-
anlagen. Bitte um Uberpriifung der beigefiigten Bestandspline gemif Tabelle im
Formular ,,Bestandsplan-Auskunft" auf Vollstindigkeit und Bitte um Beachtung der
beigefiigten Hinweise und Richtlinien der Bestandsplan-Auskunft. Die iibergebenen
Hinweise und Richtlinien sind Bestandteil dieser Bestandsplan-Auskunft.

Die ,,Bestandsplan-Auskunft" beschrinkt sich auf das in der Anfrage/ im Bebauungs-
plan angegebene Baufeld. Bei dariiber hinausgehenden Vorhaben und Planungen ist
eine erneute ,,Bestandsplan-Auskunft" erforderlich.
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Beschlussvorschlag

Die Bestandsplan-Auskunft hat eine Giiltigkeit von 8 Wochen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Versorgungsnetze der E.DIS stindigen Verianderungen unterworfen
sind. Vor Beginn der Baumalinahmen miissen daher in jedem

Fall ,,Bestandspléne" durch die bavausfithrenden Firmen (je Bauabschnitt) angefordert
werden.

Sollten sich im Baugebiet Versorgungsanlagen des Unternehmens befinden, wird um
Riicksprache gebeten. Die genaue Lage unserer Versorgungsanlagen ist rechtzeitig
vor Baubeginn veranlasst durch den Bautriger mittels handgeschachteter Quergrabun-
gen zu ermitteln. Sollte es, bedingt durch die geplanten Baumafinahmen bzw. Planun-
gen, zur Uberbauung der Kabel der E.DIS (u. a. Borde, Kantensteine, Asphalt), eine
Verdnderung der Verlegetiefe (u. a. durch Mulden) bzw. zur Behinderung der Bau-
malnahme durch unsere Versorgungsanlagen kommen , ist rechtzeitig vor Baubeginn
die Umverlegung dieser Versorgungsanlagen zu beantragen.

Hierbei ist zu beachten, dass der Veranlasser die entstehenden Kosten zu tragen hat.
Abgeschlossene Vertrige zur Kosteniibernahme (Rahmenvertrige mit Baulasttrigern,
Wegenutzungsvertrige mit Kommunen usw.) finden dabei Beriicksichtigung. Gern
sind wir bereit eine bedarfsgerechte Versorgung des Vorhabens durch-

zufithren. Unsere konkrete netztechnische Planung kann jedoch erst begonnen wer-
den, wenn der E.DIS ein Antrag zum Anschluss an das Versorgungsnetz vorliegt und
die E.DIS daraus den erforderlichen Leistungsbedarf sowie beabsichtigte Netzan-
schlussstellen ersehen kann. Aus diesem Grund mochte die E.DIS schon zu diesem
frithen Zeitpunkt der Planung auf eine rechtzeitige Antragstellung hinweisen. Weitere
Fragen beantwortet Thnen Herr Buhn, Tel.-Nr.: 03342 2449-126.

Beachtung bei der
Umsetzung!
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Hegermiihlenstrafle 58
15344 Strausberg

zenden Bedingungen.

Vor Beginn der Bautitigkeiten ist es zwingend erforderlich, sich iiber bereits verlegte
Versorgungsleitungen zu informieren. Auf Anforderung gibt die EWE fiir die einge-
setzten Planungsbiiros bzw. Baufirmen Bestandspline aus. Die genaue Lage der Lei-
tung ist durch Querschldge mittels Handschachtung festzustellen. Die Plédne haben nur
eine begrenzte Giiltigkeit von 4 Wochen, sie sind auf der Baustelle mitzufithren und
diirfen nicht an Dritte weitergegeben werden. Bei Unterschreitung des Mindestabstan-
des (Nidherungen < 40 cm, Kreuzungen < 20 cm) zu den vorhandenen Ortsnetz- und
Telekommunikationsleitungen hat eine ortliche Einweisung zu erfolgen. Veridnderun-
gen der Uberdeckung unserer Leitungen und eine Uberbauung der Anlagen mit Ge-
biuden , Schuppen, Borden , Schichten, Kanélen usw. sind nicht zuldssig. Eine spite-
re Bepflanzung der Trasse mit Bdumen erfordert Mindestabstéinde und Schutzmal-
nahmen fiir Leitungen der EWE. Die neu zu verlegenden Leitungen der EWE wer-
den grundsitzlich in Gehwegen oder Fahrbahnseitenrdumen, d . h. i n 6ffentlichen
Flichen mit einer Uberdeckung von ca. 0,8 m verlegt. Aus wirtschaftlichen Griinden
sollte unbedingt versucht werden, alle Versorgungsleitungen gemeinsam zu verlegen.
Gern erstellen wir Thnen im Rahmen der infrastrukturellen ErschlieBung Planungen
fiir die Verlegung von Versorgungsleitungen und Hausanschliissen. Der Aufbau der
Oberfliachenbefestigung im Bereich der Versorgungsleitungen muss so konstruiert
sein, dass nachfolgende Arbeiten, wie Herstellung von Hausanschliissen, Storungs-
beseitigungen in Havariefillen, Rohrnetzkontrollen u. a. problemlos durchgefiihrt
werden konnen. Es wird empfohlen die Verlegung von Beton- oder Natursteinpflaster.
Sollte der Einbau einer hydraulisch gebundenen Tragschicht erforderlich werden
oder der Unterbau mit Recycling d i e Stirke von 10 cm iiberschreiten , dann miis-
sen gemeinsam Losungen gefunden werden, um diese Arbeiten an den Leitungen
zu gewihrleisten. Zusitzlich sind Armaturen (z. B . Schieber) entsprechend den
Vorgaben der EWE zu sichern. Bitte um Beriicksichtigung bei der Oberfldchenherstel-
lung der Geh- und Fahrwege, dass die Herstellung der Erdgas-Hausanschliisse techno-
logisch bedingt erst nach Fertigstellung (Inbetriebnahme) der Versorgungsleitungen
und eines verschlieSbaren Anschlussraumes im Haus bzw. im Rohbau erfolgen kann.
Nach Beendigung der Bautiitigkeit wird um Ubergabe von Plinen gebeten (mdglichst

Beachtung bei der
Umsetzung!

Nr. / Verfasser (beteiligte | Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Trager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)

Nr. 05 21.03.2016 | Gegen diese Planung bestehen unsererseits keine Bedenken. Kein Abwigungser-

EWE Aktiengesellschaft Fiir die ErschlieBung neuer Wohn -, Gewerbe- und Industriegebiete mit Erdgasleitun- | fordernis!

Betriebsabteilung Branden- gen gilt der mit der jeweiligen Gemeinde abgeschlossene Konzessions- bzw. Wege-

burg nutzungsvertrag und die Niederdruckanschlussverordnung (NDAV} mit den ,,Ergén-
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in digitaler Form) mit den Ergebnissen der Endvermessung und Bitte zur Hinzuzie-
hung zur Bauabnahme.

Nr. 06

Deutsche Telekom Technik
GmbH, TNL Ost

Dresdner Str. 78 A/B
01445 Radebeul

keine Stellungnahme

Nr. 07

Landesbetrieb Forst Bran-
denburg

Serviceeinheit Waldsievers-
dorf

Bahnhofstr. 57

15299 Miillrose

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 08

Brandenburgisches Lande-
samt fiir Denkmalpflege

und Archiologisches Lan-
desmuseum

Abt. Denkmalpflege
Wiinsdorfer Platz 4-5

15806 Zossen, OT Wiinsdorf

keine Stellungnahme

Nr. 09

Brandenburgische Boden
Gesellschaft fiir
Grundstiicksverwaltung und
-verwertung mbH Waldstadt
Hauptallee 116/6

15806 Zossen

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 10

Landesamt fiir Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe
Hauptsitz Cottbus

PF 100933

03009 Cottbus

Behorde wurde nicht beteiligt
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Nr. 11 28.04.2016 | Immissionsschutz

Landesamt fiir Umwelt
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam, OT Grof3
Glienicke

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zustandigkeit zu dem

0. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechts-
grundlage:

GemiB § 50 BImSchG (Gesetz zum Schutz vor schiadlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnliche Vorgénge —
Bundes-Immissionsschutzgesetz) sind bei raumbedeutsamen Planungen die fiir eine
bestimmte Nutzung vorgesehen Flidchen einander so zuzuordnen, dass schidliche
Umwelteinwirkungen so weit wie moglichvermieden werden.

Die Gemeinde Dahlwitz-Hoppegarten mochte mit der 5. Anderung des BBP "Obere
BergstraBe" die Anderung eines Mischgebietes in ein allgemeines Wohngebiet planen.
Die potentielle Konfliktsituation zwischen einem eingeschrinkten Gewerbegebiet und
einem angrenzenden allgemeinem Wohngebiet WA wurde von der Gemeinde erkannt
und es soll mit einer Schalltechnischen Untersuchung festgestellt werden, in wie weit
diese Anderung mit den Belangen des Schallimmissionsschutzes vereinbar ist.

Fiir eine sachgerechte Abwigung ist die Larmimmissionsprognose Nr. 06618/5/01-
02/5 der Ingenieurgesellschaft BBP Bauconsulting mbH erstellt am 26.01.2016 nicht
ausreichend. Die Larmimmissionsprognose ist nicht fiir eine Bewertung der vorhande-
nen Situation geeignet.

Es erfolgte lediglich eine Ortsbesichtigung und eine Einschédtzung der vorhandenen
Situation. Das vorhandene eingeschréinkte Gewerbegebiet hat mit seinen dort anséssi-
gen Firmen einen Bestandschutz, der nicht in der Prognose ermittelt wurde. Dieses
bezieht sich in erster Linie auf die Betriebszeiten und die evtl. in der Baugenehmigung
vorhandene Betriebsweise. Dariiber hinaus erscheint die Annahme in der Larmimmis-
sionsprognose Nr. 06618/5/01-02/5, dass in der Zeit von 07:00 bis 20:00 Uhr der
Gabelstapler oder andere Maschinen insgesamt fiir nur 0,5 Stunden betrieben werden
fiir nicht plausibel und nicht nachvollziehbar. Folglich miisste auch hier mit htheren
Beurteilungspegeln gerechnet werden.

Betrachtung der Schallimmissionen im Nachtzeitraum Auflerdem muss z.B. aus der
Baugenehmigung hervorgehen, dass die Firmen sowohl in den Nachtstunden, als auch
an Wochenenden bzw. gesetzlichen Feiertagen nicht arbeiten, denn sonst entspricht
evtl. die nicht Betrachtung der Nacht nicht der eigentlichen Betriebsweise. Aus der
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Larmimmissionsprognose Nr. 06618/5/01-02/5 geht eindeutig hervor, dass bei einem
Betrieb in der Nacht oder an Wochenenden bzw. gesetzlichen Feiertagen die Beurtei-
lungswerte zum Schutz vor Larmimmissionen an fast allen Immissionsorten tiberschrit-
ten werden. Vorbelastung

Des Weiteren befinden sich in nordwestlicher Richtung in ca. 400 m Entfernung das
»Gewerbegebiet 1“ und in westlicher Richtung in ca. 200 m Entfernung das "Gewer-
begebiet Neuer Honower Weg / Alter Feldweg". Sowohl aus der immissionsschutz-
rechtlichen Stellungnahme vom 07.05.2013 zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
"Gewerbegebiet Neuer Honower Weg / Alter Feldweg" als auch aus dem Schalltechni-
schen Bericht Nr. 413121-01.01 vom 10.06.2013 der KOTTER Beratende
Ingenieure Berlin GmbH geht hervor, dass auf das Gebiet Schallimmissionen einwir-
ken. In dem Schalltechnischen Bericht Nr. 413121-01.01 wird u.a. der Immissionsort
Hohenweg 30 betrachtet, der in siidwestlicher Richtung in ca. 150 m Entfernung zum
geplanten WA liegt.

Standorte von genehmigungsbediirftigen Anlagen nach BImSchG

Folgende genehmigungsbediirftiger Anlagen nach BImSchG, die geeignet sind schid-
liche Umwelteinwirkungen hervorzurufen, befinden sich in der Umgebung.

Anlage ANL_BST_NR

Alttextilsortieranlage (8.11.2.4V) 30642996000

SchieBanlage (10.18V) 30643530000

Zwischenlager Sonderabfille (8.12.1.2V) 30649190000

Anlage zur Lagerung und Behandlung v. Bau- und Siedlungsabf. (8.11.2.4V)
30642897000

Fliissiggas Umschlag- und Verteillager (9.1.1.1G) Storfallanlage 30640510000
Schredderanlage fiir Aluminiumguss und -schrott (8.9.1.1EG) 30641410000
Schrottplatz (8.12.3.2V) 30641410000

Stofftrennanlage, insbesondere f. Kunststoffe (8.11.2.4V, 8.12.2V)
30642998000Entwicklung des eingeschrinkten Gewerbegebietes

Auch muss dem Betreiber im eingeschriankten Gewerbegebiet die Moglichkeit der
Entwicklung eingerdaumt und in die Prognose einbezogen werden.

Fazit

Dem geplanten Vorhaben stehen erhebliche immissionsschutzrechtliche Belange ent-
gegen. Dem Trennungsgebot gemél § 50 BImSchG wird nicht entsprochen. Der Be-
standschutz der gewerblichen Anlagen wurde nicht ausreichend betrachtet.

Die Anderung der Art der baulichen Nutzung in ein allgemeines Wohngebiet stellt sich
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als heranriickende schutzbediirftige Nutzung dar und schrénkt die Nutzungen der an-
grenzenden Baugebiete ein.

Die vorliegenden Unterlagen sind fiir eine Betrachtung, ob durch die vorhandene Situ-
ation der Erwartungen zum Schutz des allgemeinen Wohngebietes entsprochen werden
kann nicht geeignet.

Ansprechpartner: Herr Heer

Technischer Umweltschutz 2

Referat T 23

Tel.: 0335 560 3279

E-Mail: maltefabian.heer @Ifu.brandenburg.de

Wasserwirtschaft

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zustandigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriin-
dung und ggf. Rechtsgrundlage:

Grundsitzliche Hinweise des Referates W 13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsver-
fahren) Bearbeiter Herr Baum (Tel.: 0335/ 560 — 3416)

Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes werden keine
Grund- bzw. Oberflichenwassermessstellen des Landesmessnetzes unterhalten.
Sollten dennoch Pegel (z.B. Grundwasserbeobachtungsrohre) vorhanden sein, wire
eine erneute Anfrage zur Verfahrensweise an das Landesamt fiir Umwelt (LfU), Refe-
rat W 12, zu richten.

Priifung und ggf.
Uberarbeitung!

Kein Abwigungser-
fordernis!

Berticksichtigen

Nr. 12

Regionale Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree
Regionale Planungsstelle
Berliner Str. 30

15848 Beeskow

29.03.2016

Die beabsichtigte 5. Anderung des Bebauungsplans ,,Obere BergstraBe" befindet sich
in Ubereinstimmung mit den regionalen Zielsetzungen der Raumordnung und wird
befiirwortet.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich 1t. LEP B-B innerhalb des
Gestaltungsraumes Siedlung, in dem die Entwicklung von Siedlungsfléchen zu kom-
pakten, Verkehr sparenden Siedlungsstrukturen fiihren soll.

Kein Abwigungser-
fordernis!

Nr. 13

Wasser- und Bodenverband
Stobber-Erpe
Ernst-Thialmann-Str. 5
15345 Rehfelde

30.03.2016

In diesem Bereich befinden sich keine unterhaltungspflichtigen Gewisser und Anlagen
des Wasser- und Bodenverbandes ,,Stobber-Erpe.

Kein Abwigungser-
fordernis!
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Text-Box

Beschlussvorschlag

findeis
Rechteck

findeis
Text-Box
Berücksichtigen
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Nr. / Verfasser (beteiligte
Trager offentlicher Belange)

Datum

Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken)

Vorschlag der Verwal-
tung (Empfehlungen
und Hinweise zur
Abwigung)

Beschlussvorschlag

Nr. 14

Industrie- und Handelskam-
mer Frankfurt (Oder)
Postfach 1366

15203 Frankfurt (Oder)

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 15

Zentraldienst der Polizei,
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst
Verwaltungszentrum B
Hauptallee 116/8

15806 Zossen, OT Wiinsdorf

20.05.2016

Keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfmitteln auf
der Fliche des B-Plan, einschlieBlich 5. Anderung

Kein Abwéagungser-
fordernis!

Nr. 16

Handwerkskammer Frankfurt
(Oder)

Region Ostbrandenburg
Bahnhofstrafie 12

15230 Frankfurt (Oder)

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 17
Bundesfinanzdirektion Mitte
(BDF Mitte)
GroBbeerenstralle 341 — 345
14480 Potsdam

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 18

Brandenburgischer Landesbe-
trieb fiir Liegenschaften und
Bauen

Miillroser Chaussee 52

15236 Frankfurt (Oder)

Behorde wurde nicht beteiligt

Nr. 19
Polizeiprasidium
Polizeidirektion Ost

Polizeiinspektion Mirkisch-
Oderland

Behorde wurde nicht beteiligt



findeis
Text-Box

Beschlussvorschlag

findeis
Rechteck

findeis
Text-Box
Behörde wurde nicht beteiligt

findeis
Text-Box
Behörde wurde nicht beteiligt

findeis
Text-Box
Behörde wurde nicht beteiligt

findeis
Text-Box
Behörde wurde nicht beteiligt

findeis
Text-Box
Behörde wurde nicht beteiligt

findeis
Text-Box
Keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Kampfmitteln auf der Fläche des B-Plan, einschließlich 5. Änderung

findeis
Text-Box
Kein Abwägungser-
fordernis!

findeis
Text-Box
20.05.2016
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und Hinweise zur
Abwigung)
Wriezener Str. 9
15344 Strausberg
Nr. 20
Landesamt fiir Bauen und Kein Abwi
ein Abwégungser-
Xli?(;},l;)ez. ” 18.04.2016 | Keine Belange der Behorde beriihrt fordernis! gung
Lindenallee 51
15366 Hoppegarten
Nr. 21 05.04.2016 | Gegen den oben genannten Entwurf des B-Plans, Stand Dezember 2015, bestehen von
Wasserverband Strausberg- Seiten des Wasserverbandes Strausberg-Erkner keine grundsitzlichen Bedenken. In
Erkner der Bergstra3e ist im Bereich des B-Plans sowohl eine Trinkwasserleitung als auch ein | Kein Abwégungser-
Am Wasserwerk 1 Schmutzwasserkanal vorhanden. Das Plangebiet kann iiber die vorhandenen Leitungen | fordernis!
15344 Strausberg wassertechnisch erschlossen werden. Im Offentlichen Bereich ist eine Verlingerung
beider Medien erforderlich. Die innere ErschlieBung hat durch den Vorhabentriger zu
erfolgen. Die Modalititen der Planung und Realisierung der inneren ErschlieBung sind | Beachtung bei der
durch den Vorhabentriger mit dem Wasserverband vertraglich zu regeln. Umsetzung!
Nr. 22
Landesamt fiir Léndliche
Entwicklung, Landwirtschaft ] .
und Flurneuordnung Behorde wurde nicht beteiligt
Miillroser Chaussee 54
15236 Frankfurt (Oder)
Nr. 23 30.03.2016 | Belange der Gemeinde werden von vorgenannter Planung nicht beriihrt. Es bestehen | Kein Abwigungser-
Gemeinde Schoneiche weder Planungen und MaBnahmen der Gemeinde Schoneiche bei Berlin, die die Pla- fordernis!
(Nachbargemeinde) nung beriihren noch sind solche beabsichtigt. Die Gemeinde Schoneiche bei Berlin
betrachtet die Planung als abgestimmt i. S. V. § 2 (2) BauGB.
Nr. 24 05.04.2016 | Durch die vorliegende Planung wird die gemeindliche Entwicklungsplanung der Ge- | Kein Abwigungser-
Gemeinde Neuenhagen meinde Neuenhagen bei Berlin nicht beriihrt. fordernis!
(Nachbargemeinde)
Nr. 25
Gemeinde Ahrensfelde keine Stellungnahme
(Nachbargemeinde)
Nr. 26

Bezirksamt Marzahn-

keine Stellungnahme
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findeis
Rechteck
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Trager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)

Hellersdorf

(Nachbargemeinde)

Nr. 27 24.03.2016 | Aus bezirklicher Sicht bestehen zu den Planéinderungen zum einen auf Grund der Kein Abwigungser-

Bezirksamt Treptow- raumlichen Entfernung zum Bezirk Treptow-Kopenick und zum anderen der nun in fordernis!

Kopenick Anderung avisierten Entwicklung einer Wohnnutzung im Planbereich keine Bedenken.

(Nachbargemeinde)

Nr. 28 14.04.2016 | Keine Bedenken und Anregungen seitens der Stadt Altlandsberg Kein Abwagungser-

Stadt Altlandsberg fordernis!

(Nachbargemeinde)
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findeis
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findeis
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findeis
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findeis
Linie

findeis
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Stadt Altlandsberg
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5. Anderung Bebauungsplan Obere Bergstrafie Hoppegarten, Entwurf, verkiirzte Beteiligung gem. § 4, Abs. 2 BauGB
Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)
Nr. 01 14.09.2016 | Bauordnungsamt/Bauplanungsrecht
Landkreis Méarkisch-Oderland
Bauordnungsamt (ET)
Klosterstrae 14 Die Festsetzung TF 4.2 ist nicht eindeutig. Soll mit dieser Festsetzung die Errichtung | Konkretisierung der Beriicksichtigen
15344 Strausberg von Rank- und Pflanzgeriisten an jedem Stellplatz (auch an freien) gefordert werden? | Festsetzung
Oder bezieht sich diese Festsetzung auf Carports und Garagen?
()
Uberarbeitung/Korrektur und Konkretisierung der genannten Festsetzung. Es gilt der | Priifung des Hinwei- | Beriicksichtigen
Grundsatz der Planklarheit und Planbestimmtheit. ses, ggf. Konkretisie-
rung
Hinweis
Die Festlegung einer Gelédndehdhe ist zu bedenken und entsprechend zu beriicksichti-
gen. Bei den bereits durchgefiihrten Baugenehmigungsverfahren wurde aus bauord-
nungsrechtlichen Griinden eine Geldndehohe von 55,28 iiINN festgelegt. Es ist zu prii-
fen, ob diese Festlegung Auswirkungen auf weitere Vorhaben im Geltungsbereich der
Anderung haben wird und sich daraus eine entsprechende Festsetzung ergibt. In der
Stellungnahme zur Planungsanzeige wurde bereits darauf hingewiesen.
17.08.2016 | StraBenverkehrsamt
Seitens des SVA bestehen keine Bedenken. Die Erschlieung fiir den Bau sowie der Kein Abwégungser-
spéteren Unterhaltung sind mit dem zustéindigen Stralenbaulasttriager abzustimmen. fordernis!
Sollten verkehrsregelnde MaBBnahmen erforderlich werden, ist das gesondert beim Beachtung bei der
Stralenverkehrsamt zu beantragen. Umsetzung
25.08.2016 | Untere Naturschutzbehdrde

3.1 (E.): Der Artenschutz ist zu priifen.

Bgr.:

Die artenschutzfachlichen Untersuchungen fiir das Gebiet sind im Mérz 2015 vorge-
nommen worden. Es besteht die Moglichkeit der Ansiedlung der Avifauna in dem
nicht untersuchten Zeitraum bis zur Bauausfiihrung.

Vor Abriss der auf dem Gebiet vorhandenen Gebiude ist iiber eine fachkompetente
Person mit Kenntnissen im Artenschutz eine nochmalige artenschutzfachliche Priifung

Keine weitere Priifung
erforderlich

(siehe nichste Seite)

Gebdude wurden be-
reits abgerissen

nicht beriicksichtigen



findeis
Text-Box

Beschlussvorschlag

findeis
Rechteck

findeis
Text-Box
Berücksichtigen

findeis
Text-Box
Berücksichtigen

findeis
Text-Box
nicht berücksichtigen

findeis
Text-Box
(siehe nächste Seite)


Tabellarische Ubersicht der Stellungnahmen der Triiger offentlicher Belange Seite -2-
5. Anderung Bebauungsplan Obere Bergstrafie Hoppegarten, Entwurf, verkiirzte Beteiligung gem. § 4, Abs. 2 BauGB
Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)
auf Nist-, Brut- und Lebensstétten vorzunehmen. Des Weiteren ist bei vorgesehener Beachtung bei der Beriicksichtigen
Beseitigung von Geholzen und Strauchern die artenschutzfachliche Priifung vor Besei- | Umsetzung der MaB- | (teilweise)
tigung vorzunehmen. nahme
Gegeniiber meiner Stellungnahme vom April 2016 liegen mir keine neuen Daten oder
Untersuchungsergebnisse zum Artenschutz vor.
R.: § 39 {1) Nr. 3 BNatSchG und § 44 {1) Nr. 3 BNatSchG.
4. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem o.g. Plan, geglie-
dert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und Rechtsgrundlagen:
Keine. Kein Abwégungser-
fordernis!
10.10.2016 | 3. Einwendungen ( E ) mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. 4. der Fachbehorde in der Abwégung nicht
iiberwunden werden konnen, mit Begriindung ( B ) und Rechtsgrundlage( R und
MaBnahmen der Uberwindung (MU)
3.1. (E.): Der Artenschutz ist erneut abzupriifen.
Bgr.:
Erneute Untersuchungen liegen mir zur Priifung nicht vor. Untersuchungsergebnisse Keine weitere Uber- nicht beriicksichtigen

der noch vorhandenen Gebéude sind bereits im Mérz 2015 vorgenommen worden.

Es ist nicht auszuschlieBen, dass 1 Jahr nach der Untersuchung die Moglichkeit der
Ansiedlung der Avifauna in dem nicht untersuchten Zeitraum bis zur Bauausfiihrung
besteht.

Aus den Untersuchungen von Mérz 2015 geht nicht hervor, dass Maflnahmen zur
Vermeidung der Ansiedlung von Nist-, Brut- und Lebensstétten getroffen wurden. Der
Abriss der Gebéude ist der uNB ebenso nicht bekannt.

Deshalb ist vor Abriss der auf dem Gebiet vorhandenen Gebdude nochmals iiber eine
fachkompetente Person mit Kenntnissen im Artenschutz eine artenschutzfachliche
Priifung auf Nist-, Brut- und Lebensstitten vorzunehmen. Des Weiteren ist bei vorge-
sehener Beseitigung von Geholzen und Striauchern die artenschutzfachliche Priifung
vor Beseitigung vorzunehmen.

Gegeniiber meiner Stellungnahme vom April 2016 und August 2016 liegen mir keine
neuen Daten oder Untersuchungsergebnisse zum Artenschutz vor.

R.: § 39 (1) Nr. 3 BNatSchG und § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG.

priifung erforderlich
Begriindung:

Die Flidche wurde mit
Ausnahme der Fldchen
mit Bindungen fiir
Bepflanzung und fiir
die Erhaltung von
Béaumen, Strauchern
vollsténdig berdumt;
es wurden Erschlie-
Bungsarbeiten durch-
gefiihrt, eine Ansied-
lung von Nist-, Brut-
und Lebensstitten ist
im Baubereich nicht
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Réumliche Kreisentwicklung:

Fiir die Gemeinde Hoppegarten ist nach Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg
(LEP B-B) keine zentralortliche Funktion festgelegt worden.

Das Plangebiet befindet sich nach Festlegungskarte 1 LEP B-B im Gestaltungsraum
Siedlung. Somit ist die Entwicklung von Siedlungsfldchen grundsétzlich moglich.

Nach Priifung der vorliegenden Unterlagen kann davon ausgegangen werden, dass eine
Vereinbarkeit der beabsichtigten Planung mit den relevanten Raumkriterien gegeben
ist. Die weitere Beurteilung obliegt der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Ber-
lin-Brandenburg.

Der Umwandlung des Mischgebietes/ eingeschrankten Gewerbegebietes zum allge-
meinen Wohngebiet mit weiterhin moglicher, eingeschrankter gewerblicher Nutzung
kann aus Sicht der Kreisentwicklung nur bedingt zugestimmt werden. Seit Jahren wird
um die Ansiedlung in den planungsrechtlich gesicherten Gewerbefldchen im berlinna-
hen Raum gerungen. Die Nachfragen von potentiellen Investoren hat in der Vergan-
genheit deutlich belegt, welche Standortanforderungen vorrangig sind. Dazu zéhlt die
gute verkehrliche Infrastruktur, die direkte Anbindung tiber Bundes/ Landesstral3e,
bzw. Direktanschluss iiber die Autobahn zur Bundeshauptstadt Berlin und eine lukra-
tive soziale Infrastruktur.

Kein Abwégungser-
fordernis!

Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)
moglich.

4. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem o.g. Plan, geglie-
dert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und Rechtsgrundlagen: Kein Abwégungser-
Keine. fordernis!

12.09.2016 | Untere Wasserbehorde
Keine Einwendungen

10.09.2016 | Wirtschaftsamt
Anmerkung:
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Nr. / Verfasser (beteiligte
Tréager offentlicher Belange)

Datum

Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken)

Vorschlag der Verwal-
tung (Empfehlungen
und Hinweise zur
Abwigung)

Beschlussvorschlag

17.08.2016

Den Ansiedlungsbegehren sollte gerade in Hoppegarten, mit seiner mit Abstand am
starksten pradestinierten Lage im Landkreis fiir Entwicklungsbegehren, in zukiinftigen
Planungen langfristig Rechnung getragen werden, um die Wirtschaftsentwicklung
unseres Landkreises insgesamt zu stimulieren und die Situation auf dem Arbeitsmarkt
zu verbessern.

Untere Abfallwirtschafts- und untere Bodenschutzbehorde
Keine Einwendungen

[X] Hinweise und Anmerkungen, Forderungen, Bedenken aus der eigenen Zusténdig-
keit zu dem o.g. Plan:

Seitens der uAWB/uB bestehen gegen das avisierte Planungsvorhaben, planungsrecht-
liche Zuléssigkeit einer allg. Wohnnutzung, keine abfall- und bodenschutzrechtlichen
Einwénde.

Nach dem Datenbestand des bei der uAWB/uB gefiihrten Altlastenkatasters befindet
sich innerhalb des in den Antragsunterlagen dargestellten Plangebietes keine gegen-
wartig registrierte Altlast- bzw. Altlastverdachtsflache i.S. des BBodSchG. Auf Grund
der gewerblichen Vornutzung konnen Altlastverdachtsflichen i. S. des BBodSchG
jedoch nicht ausgeschlossen werden.

Auf dem Gelénde und aus der Bebauung sind mit dem Riickbau gebundene und unge-
bundene sehr unterschiedliche Abfallfraktionen, einschlieflich gefahrlichen Abfalls,
zu erwarten. Der Brandenburger Leitfaden fiir den Riickbau von Gebduden ist dabei
eine wertvolle Arbeitshilfe.

GemafB§§ 4, 31 (1) BbgAbfBodG i.V.m. § 47 KrWG sind gegenwirtige Abfallablage-
rungen und Aufschiittungen sowie festgestellte Kontaminationen an der Bausubstanz
und organoleptische Auffilligkeiten der uAWB/uB anzuzeigen. Alle

relevanten Abfille sind in einem Entsorgungskonzept, einer abfallrechtlichen Betrach-
tung oder unter Verwendung des "Erhebungsbogen zu Abfillen" getrennt nach Abfall-
schliisselnummer, gemdll Abfallverzeichnis-Verordnung, zu dokumentieren. Der

Kein Abwégungser-
fordernis!

Kein Abwégungser-
fordernis!

Kein Abwégungser-
fordernis!

Beachtung bei kiinfti-
gen Planungen der
Gemeinde
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Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)

Erhebungsbogen ist auch iiber die Internetseite des Landkreises Mérkisch-Oderland
elektronisch abrufbar (www.maerkisch-oderland.de > Formulare > Amt fiir Landwirt-
schaft und Umwelt: untere Abfallwirtschafts- und untere Bodenschutzbehorde).

Die erforderlichen Angaben sind innerhalb der kommenden Projektumsetzung, spétes-
tens jedoch bis zum 30.11.2016, der uAWB/uB unaufgefordert mitzuteilen.

Den zustéindigen Uberwachungsbehdrden, uAWB/uB und/oder LfU, ist dazu eine
komplexe abfallrechtliche Bewertung einschlieflich konkreter Entsorgungs- und Ver-
wertungswege bzw. -anlagen einzureichen.

Hinweise:

Erzeuger von Abfillen i.S. des § 3 (8) KrWG sind zur ordnungsgeméifen Entsorgung
ihrer Abfille verpflichtet. Dritte kdnnen It. § 22 KrWG mit der Erfiillung dieser
Pflichten beauftragt werden. Die Entsorgung der Abfille sowie deren Dokumentation
richtet sich nach der Einstufung geméf Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV).

Es bestehen Nachweis- und Registerpflichten. Grundsétzlich sind auch bei der Nach-
weisfithrung nicht geféhrliche und geféhrliche Abfille zu unterscheiden. Gefahrliche
Abfille sind in der AW mit* gekennzeichnet.

Die ordnungsgeméfe Verwertung und Beseitigung von gefahrlichen Bau- und Ab-
bruchabfillen unterliegt der Nachweispflicht gegeniiber der zustiindigen Uberwa-
chungsbehorde LfU (§§ 48 bis 52 KrtWG i.V.m. der AVV).

Gefahrliche Abfille sind gemal3 § 4 der SabfEV des Landes Brandenburg der Sonder-
abfallgesellschaft Brandenburg/Berlin (SBB) mbH, Berliner Strafle 27 a, 14469 Pots-
dam anzudienen. Von dieser Gesellschaft werden die gefihrlichen Abfille dafiir zuge-
lassenen Entsorgungsanlagen zugewiesen.

Die Verwertung und ggf. der Verbleib von nicht gefédhrlichen Abfillen ist unter Be-
achtung der Anforderungen an die Verwertung geméf§ 3 (23) und § 7 (3) KrWG der
uAWB/uB nachzuweisen.

Kontrollprobenahmen fiir miner. Abfalle sind nach der LAGA M 20i.V.m. M 32
durchzufiihren. Die Analyseergebnisse sind der uAWB/uB auf Verlangen vorzulegen.

Kein Abwégungser-
fordernis!

Kenntnisnahme -
Keine
Abwigungsrelevanz

Beachtung bel der
Umsetzung
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Nr. / Verfasser (beteiligte
Tréager offentlicher Belange)

Datum

Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken)

Vorschlag der Verwal-
tung (Empfehlungen
und Hinweise zur
Abwigung)

Beschlussvorschlag

Das Auf- und Einbringen von Bodenmaterialien zur Herstellung einer
durchwurzelbaren Bodenschicht richtet sich nach § 12 der Bundesbodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV)). Der aufgebrachte Boden muss die Vorsorgewerte
nach Anhang 2 BBodSchV einhalten. Entsprechend der Vollzugshilfe zu § 12
BBodSchV sind die Regelmiéchtigkeiten zu beachten (s. Tab. Il-1).

Es besteht das Erfordernis der frithzeitigen Beteiligung der uAWB/uB an folgenden
baurechtlichen Genehmigungs- bzw. Anzeigeverfahren.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertraglichen
Bewirtschaftung von Abfillen - Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), vom 24.02.2012,
BGBI. IS. 212

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Bodenverdnderungen und zur Sanierung von
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG), vom 17. Mirz 1998 (BGBI. IS.
502), gedndert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. September 2001 (BGBI. IS.
2331).

Verordnung iiber das Européische Abfallverzeichnis
(Abfallverzeichnis-Verordnung - AVV) (1) Vom 10. Dezember 2001 (BGBI. IS.
3379) (2)

in der giiltigen Fassung

Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 06.06.1997
(GVBL. IS. 40) in der giiltigen Fassung

Verordnung iiber die Organisation der Sonderabfallentsorgung im Land Brandenburg
(Sonderabfallentsorgungsverordnung-SabfEV vom 8. Januar 2010)
am 11. Januar 2010 neu bekannt gemacht (GVBI. IIS. 1)

LAGA Merkblatt 32: PN 98 - Richtlinie fiir das Vorgehen bei physikalischen, chemi-
schen und biologischen Untersuchungen im Zusammenhang mit der Verwertung/ Be-
seitigung von Abfillen, in der derzeitigen Fassung
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5. Anderung Bebauungsplan Obere Bergstrafie Hoppegarten, Entwurf, verkiirzte Beteiligung gem. § 4, Abs. 2 BauGB
Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999
(BGBI. IS. 1554) in der giiltigen Fassung
Brandenburger Leitfaden fiir den Riickbau von Gebduden, Stand 2015
Herausgeber: Ministerium fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft des
Landes Brandenburg
LfU: Landesamt fiir Umwelt
Nr. 02 17.08.2016 | Immissionsschutz

Landesamt fir Umwelt
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam, OT Grol3
Glienicke

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen
Zustandigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriin-
dung und ggf. Rechtsgrundlage

Gemil § 50 BImSchG (Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnliche Vorgénge -
BundesImmissionsschutzgesetz) sind bei raumbedeutsamen Planungen die fiir eine
bestimmte Nutzung vorgesehen Flachen einander so zuzuordnen, dass schidliche
Umwelteinwirkungen so weit wie mdglich vermieden werden.

Die Gemeinde Dahlwitz-Hoppegarten mdchte mit der 5. Anderung des BBP "Obere

BergstraBe" die Anderung eines Mischgebietes in ein allgemeines Wohngebiet planen.

Die potentielle Konfliktsituation zwischen einem eingeschrinkten Gewerbegebiet und
einem angrenzenden allgemeinem Wohngebiet WA wurde von der Gemeinde erkannt
und es soll mit einer schalltechnischen Untersuchung festgestellt werden, in wie weit
diese Anderung mit den Belangen des Schallimmissionsschutzes vereinbar ist.

Den AuBerungen, sowohl in der iiberarbeiteten schalltechnischen Untersuchung zum
0.g. Planentwurf des Bebauungsplanes, als auch den Begriindungen zum Selbigen,
kann seitens des Landesamtes fiir Umwelt (LfU) gefolgt werden. Durch den Erwerb
des Flurstiickes 613 durch die Vorhabenstragerin fallt ein moglicher Emissionsort
weg. Dieser Wegfall wirkt sich positiv auf die angrenzenden moglichen
Immissionsorte aus.

Der Nachtrag Nr. 06618/5/03/6 der Ingenieurgesellschaft BBP Bauconsulting mbH
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Nr. / Verfasser (beteiligte |Datum Inhalt der AuBerung (vorgebrachte Hinweise, Anregungen und Bedenken) Vorschlag der Verwal-
Tréager offentlicher Belange) tung (Empfehlungen Beschlussvorschlag
und Hinweise zur
Abwigung)

erstellt am 17.06.2016 zur Larmimmissionsprognose Nr. 06618/5/01-02/5 der Ingeni-
eurgesellschaft BBP Bauconsulting mbH erstellt am 26.01.2016 ist fiir eine sachge-
rechte Abwégung der immissionsschutzrechtlichen Belange ausreichend.

Fazit

Dem geplanten Vorhaben stehen keine immissionsschutzrechtlichen Belange entgegen.

Wasserwirtschaft
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung

Kein Abwégungser-
fordernis!

Kein Abwégungser-
fordernis!
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